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Liebe Leser:Innen, 

 

diese Broschüre richtet sich an Schüler:Innen der Klassenstufen zehn bis zwölf 
und beschäftigt sich mit Fragen des Menschenrechtsschutzes und der Antidiskri-
minierung auf internationaler und nationaler Ebene. Sie soll einen Einstieg in und 
einen Überblick über die Thematik ermöglichen und Interesse an menschenrecht-
lichen Fragen wecken. Wenn auch oft nur unbewusst, spielen Menschenrechte im 
alltäglichen Leben eine große Rolle und sind Grundvoraussetzung für ein funktio-
nierendes Zusammenleben. Eine Grundbildung in Bezug auf Menschenrechte und 
Antidiskriminierung ist unerlässlich. Denn nur wer sich seiner:ihrer Rechte be-
wusst ist, kann erkennen, wenn sie ihm:ihr vorenthalten oder verletzt werden. Und 
nur wer die Rechte seiner:ihrer Mitmenschen kennt, begegnet ihnen im Geiste der 
Mitmenschlichkeit. Die Anerkennung der Menschenrechte haben frühere Generati-
onen hart erkämpft, und unsere Generation muss sie bewahren und verteidigen, 
denn endgültig sicher sind sie zu keiner Zeit und nirgendwo. 

 

 

Saarbrücken, 2. November 2020 

 

Merle Arndt, Annika Blaschke, Thomas Giegerich und Nana Pazmann 

Jean Monnet Lehrstuhl für Europäische Integration, Antidiskriminierung, Men-
schenrechte und Vielfalt 
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Wo fangen Menschenrechte an? „An 

den kleinen Plätzen, nahe dem eigenen 

Heim. So nah und so klein, dass diese 

Plätze auf keiner Landkarte der Welt 

gefunden werden können. Und doch 

sind diese Plätze die Welt des 

Einzelnen: Die Nachbarschaft, in der er 

lebt, die Schule, oder die Universität, 

die er besucht, die Fabrik, der 

Bauernhof oder das Büro, in dem er 

arbeitet. Das sind die Plätze, wo jeder 

Mann, jede Frau und jedes Kind gleiche 

Rechte, gleiche Chancen und gleiche 

Würde ohne Diskriminierung sucht. 

Solange diese Rechte dort keine 

Geltung haben, sind sie auch woanders 

nicht von Bedeutung.“  

- Eleanor Roosevelt 

Abb. 1: Eleanor Roosevelt, ehemalige Vorsitzende 
der UN-Menschenrechtskommission mit der All-

gemeinen Erklärung der Menschenrechte, die 
von dieser Kommission ausgearbeitet wurde.  

© UN Photo 
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Was sind Menschenrechte?  

Menschenrechte sind die angeborenen und unveräußerlichen Rechte, die allen 
Menschen kraft ihres Menschseins in gleicher Weise zustehen. Sie beruhen nicht 
auf staatlicher Verleihung, sondern sind den Staaten vorgegeben. Sie sollen grund-
legende Bedürfnisse und Interessen der Menschen absichern und bilden einen 
rechtlichen Mindeststandard, der jede:n befähigen soll, ihre:seine Fähigkeiten zu 
entfalten und ein Leben in Würde zu gestalten. Da menschliche Bedürfnisse und 
Interessen ebenso wie Gefahren für die Freiheit, Gleichheit und Mitmenschlichkeit 
einem Wandel unterliegen, sind auch die Menschenrechte dynamisch und nicht ab-
schließend.  
 
Auf diesen Vorstellungen beruht - in Abkehr von der Barbarei der Nazi-Zeit - Art. 1 
des Grundgesetzes von 1949:  
 
„(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar.  Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.  
 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerli-
chen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Frie-
dens und der Gerechtigkeit in der Welt.  
 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.“ 
 
Menschenrechte werden durch folgende Merkmale charakterisiert:  

 

Universalität  

 

Unveräußer-

lichkeit  

 

Unteilbarkeit 

 

Wechselbe-

züglichkeit 

Gelten überall auf 
der Welt gleicherma-

ßen 

Können nicht aber-
kannt oder aufgege-

ben werden 

Alle Menschenrechte 
sind gleich wichtig 

Ergänzen, beeinflus-
sen und bestärken 

sich gegenseitig 
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Die ersten Menschenrechte, die durch Verankerung in internationalen Abkommen 
oder nationalen Verfassungen anerkannt wurden, waren bürgerliche und politi-

sche Rechte, wozu klassischerweise Leben, Freiheit und Eigentum zählen.  
Später traten Rechte wie das Recht auf Arbeit, Gesundheit, Bildung und die Teilha-
be am kulturellen Leben hinzu, die zur Gruppe der wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte gezählt werden.  
Seit der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts wurde die Forderung laut, auch 
Kollektivrechte, wie das Recht auf Selbstbestimmung der Völker oder das Recht 
auf Frieden und eine saubere Umwelt, anzuerkennen. Theoretisch können diese im 
Gegensatz zu den Rechten der anderen beiden Kategorien nur von Völkern einge-
fordert werden. Praktisch scheitert dies jedoch noch an der fehlenden Verpflich-
tung und Bereitschaft der Staaten, diese Rechte zu achten. Weiterhin sind Kollek-
tivrechte bislang kaum vertraglich verankert.  
 
Menschenrechte begründen staatliche Pflichten in den drei unterschiedlichen Di-
mensionen der Achtung, des Schutzes und der Gewährleistung: 
 
 

Achten 

Der Staat wird verpflichtet, den:die Einzelne:N nicht an 
der Ausübung seiner:ihrer Menschenrechte zu hindern. 
Verstanden wird dies im Sinne eines Verbotes, gegen das 
Menschenrecht zu verstoßen. 

Beispiel Verbot der Todesstrafe: Der Staat darf seine 
Bürger:Innen nicht hinrichten. 

Schützen 

Gewährleisten 

Der Staat wird verpflichtet, den:die Einzelne:N vor Über-
griffen Dritter zu schützen. 

Beispiel: Die Polizei ist dazu verpflichtet, Gewaltakte Drit-
ter gegen Personen und Sachen zu unterbinden, um die 
körperliche Unversehrtheit und das Eigentum der Bür-
ger:Innen zu schützen.  

Der Staat muss die effektive Verwirklichung des jeweils 
betroffenen Rechts durch positive Maßnahmen ermögli-
chen.  

Beispiel: Es muss Barrierefreiheit gewährleistet werden, 
z.B. müssen an Treppenaufgängen zu Schulen Rampen 
für Rollstuhlfahrer:Innen zur Verfügung gestellt werden, 
um ihnen die effektive Ausübung des Rechts auf Bildung 
zu ermöglichen. 
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Sind Menschenrechte Ausdruck eines unbegrenzten Individualismus?  

Nein: Sie gewährleisten vielmehr einen fairen Ausgleich zwischen den Interessen 
der Einzelperson und der Gemeinschaft, in der sie lebt.  

Dieser allgemeine Grundsatz wird in Art. 29 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte von 1948 folgendermaßen ausgedrückt:  

„(1) Jeder Mensch hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie 
und volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglich ist. 

(2) Jeder Mensch ist in Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschrän-
kungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zwecke vorsieht, um die 
Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten der anderen zu gewährleisten 
und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und der all-
gemeinen Wohlfahrt in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 

(3) Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden.“ 

 

Der Gedanke von Art. 29 Abs. 3 bildet die Grundlage für ein allgemeines Verbot des 
Missbrauchs von Menschenrechten: Diese dürfen von keinem Staat, keiner Gruppe 
und keiner Person als Rechtfertigung dazu missbraucht werden, die gleichen Men-
schenrechte aller wieder abzuschaffen. 

Wo sind die Menschenrechte niedergeschrieben? 

Es gibt zahlreiche Kodifikationen von Menschenrechten, die auf unterschiedlichen 
Ebenen Wirkung entfalten. Deshalb ist es hilfreich, diese getrennt voneinander zu 
betrachten. Die Ebenen bestehen parallel nebeneinander, beeinflussen sich und 
sind vielfach miteinander verschränkt.  
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Auf der höheren Ebene werden dabei rechtliche Mindeststandards gewährleistet, 
die auf den unteren Ebenen zwar nicht unterschritten, wohl aber überschritten 
werden dürfen. 

Vereinte Nationen (UN) 

Europarat 

Europäische Union 

Deutschland Frankreich 

Abb. 2: Überblick über das Mehrebenensystem des Menschenrechtsschutzes in der Welt 
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Die Globale Ebene - Die Vereinten Nationen 

Was sind die Vereinten Nationen (kurz: UN = United Nations)? 

Die Vereinten Nationen sind ein Zusammenschluss von heute 193 Staaten zu einer in-
ternationalen Organisation. Gegründet wurde die Organisation von 51 Staaten nach 
dem Ende des 2. Weltkriegs. Ihre zentralen Aufgaben bestehen in der Friedenssiche-
rung, der Konfliktprävention, dem Schutz der Menschenrechte sowie der Förderung 
der internationalen Zusammenarbeit. Die UN betreut Missionen auf der ganzen Welt, 
erstellt Berichte und sorgt durch Konferenzen für den Dialog zwischen den Staaten der 
Welt. Die Generalversammlung - in der jeder Staat eine Stimme hat -  verabschiedet 
Resolutionen (= unverbindliche Erklärungen), erlässt allerdings keine wirklichen Geset-
ze. Eine der wichtigsten dieser Resolutionen ist die  Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte von 1948. 

Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte 

(AEMR) 

Die AEMR wurde von der Generalversammlung ohne Gegenstimmen (aber bei acht 
Enthaltungen) am 10.12.1948 (dem „Menschenrechtstag“) angenommen. Ihre Ver-
abschiedung war eine Reaktion auf das im zweiten Weltkrieg erfahrene Leid und 
Unrecht. Sie sollte Mindeststandards etablieren, die es in jedweder Situation zu be-
achten gilt, um zu verhindern, dass sich derlei Gräuel wiederholen. Darin formu-
lierten die Staaten erstmalig ihr gemeinsames Ideal des universellen Menschen-
rechtsschutzes als Grundlage für Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt. 
Obwohl sie nur politisch, nicht aber völkerrechtlich verbindlich ist, zählt die AEMR 
zu den wichtigsten menschenrechtlichen Dokumenten. Sie erkennt in ihrer Präam-
bel aber schon an, dass es „notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herr-
schaft des Rechts zu schützen, damit der Mensch nicht als letztes Mittel zur Rebel-
lion gegen Tyrannei und Unterdrückung greifen muss.“  
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Internationales Überein-
kommen zur Beseitigung 

jeder Form von Rassendis-
kriminierung von 1966 

UN-Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedri-

ge Behandlung oder Strafe 
von 1984 

Von Deutschland ratifizierte völkerrechtliche Verträge - wie beispielweise die fünf 
oben genannten - wirken in Deutschland wie ein deutsches Gesetz, weil Bundestag 
und Bundesrat ihnen in Form eines Bundesgesetzes zustimmen müssen. Sie kön-
nen daher vor deutschen Gerichten durchgesetzt werden, wenn ihre Regelungen 
bestimmt genug sind. Auf UN-Ebene werden die Menschenrechte durch unter-
schiedliche Verfahren (Staatenberichtsverfahren, Staatenbeschwerdeverfahren, In-
dividualbeschwerdeverfahren) mehr oder weniger gut durchgesetzt. Politisch be-
deutsam ist der Mechanismus der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung durch 
den UN-Menschenrechtsrat, dem sich alle UN-Mitgliedsstaaten in regelmäßigen 
Abständen unterziehen müssen. 

Übereinkommen zur Be-
seitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau 

von 1979 

Heute gibt es deshalb zahlreiche völkerrechtliche Verträge, die die Ideale der       
AEMR völkerrechtlich verbindlich machen. Dazu gehören auf Weltebene zum Bei-
spiel: 

Internationaler Pakt über 
bürgerliche und politische 
Rechte (UN-Zivilpakt) von 

1966 

Recht auf Freiheit Recht auf Leben 

Wahlrecht Religionsfreiheit 

Internationaler Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte (UN-
Sozialpakt) von 1966 

Gleichberechtigung von 
Mann und Frau 

Recht auf Bildung Recht auf Arbeit 
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Die Regionale Ebene - Europarat und Europäische Union 

Was ist der Europarat? 

Der Europarat ist eine europäische internationale Organisation, die 1949 gegründet 
wurde und aktuell 47 Mitgliedstaaten zählt. Sie dient vornehmlich der Förderung des 
europäischen Dialogs und Zusammenhalts im Bereich des Menschenrechtsschutzes. 
Der Europarat schützt Menschenrechte vor allem dadurch, dass er völkerrechtliche Ab-
kommen entwirft und seinen Mitgliedstaaten zur Ratifikation empfiehlt. Das wichtigste 
Abkommen ist die Europäische Menschenrechtskonvention von 1950, der inzwischen 
alle 47 Europaratsmitglieder beigetreten sind. 

Europäische Menschen-
rechtskonvention  

(EMRK) 

Die EMRK ist das erste Beispiel für die teilweise Umsetzung der AEMR in einen völ-
kerrechtlichen Vertrag. Sie verbürgt Individualrechte für alle Menschen ungeachtet 
ihrer Staatsangehörigkeit, bindet alle Mitgliedstaaten des Europarates und bietet 
die Möglichkeit für Einzelpersonen und Personengruppen, nach Erschöpfung des 
nationalen Rechtswegs mit einer Beschwerde vor den Europäischer Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) zu ziehen. Der EGMR in Straßburg überwacht die Einhal-
tung der Konventionsrechte durch die Vertragsstaaten der EMRK.  

Im Jahr 2019 wurden dem EGMR 44.500 Beschwerden unterbreitet. 

Recht auf Achtung 
des Privat- und 
Familienlebens 

Recht auf Leben und 
Verbot der Folter und 
unmenschlichen Be-
handlung 

Diskriminierungs-
verbot 

Meinungs-, Ver-
sammlungs-, Verei-
nigungs– und Religi-
onsfreiheit 
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Was ist die Europäische Union?  

Die Europäische Union ist eine supranationale Organisation, der von ihren 27 Mitglied-
staaten vielfältige Kompetenzen übertragen wurden. Sie unterscheidet sich in ihrer 
Rechtsnatur von anderen Organisationen und ist wegen der besonders engen rechtli-
chen Bindung der Mitgliedstaaten in dieser Form einmalig auf der Welt. Sie kann wie 
ein Staat internationale Verträge abschließen und hat die Möglichkeit, Rechte und 
Pflichten für die Bürger:Innen der Mitgliedstaaten zu begründen. Widersprechen sich 
Europarecht und nationales Recht in einer konkreten Situation, hat das Europarecht 
Vorrang und das nationale Recht bleibt unangewendet. 

Grundrechte-Charta 

(GRCh) 

Die GRCh zählt seit 2000 zum Recht der EU und verbürgt Menschenrechte in Form 
von Unionsgrundrechten, die zumeist alle Menschen unabhängig von ihrer Staats-
angehörigkeit schützen. Die Organe der EU sind an diese gebunden, die Mitglied-
staaten nur bei der Durchführung von Unionsrecht. Die Charta legt innerhalb der 
Union neben der EMRK und den nationalen Verfassungen einen weiteren einzuhal-
tenden Mindeststandard fest. Dessen Einhaltung wird durch die Gerichte der Mit-
gliedstaaten und den Gerichtshof der EU (EuGH) überwacht. Dieser ist nicht zu ver-
wechseln mit dem EGMR. Da alle Mitglieder der EU auch gleichzeitig Mitglieder des 
Europarats sind, liefern die Urteile und das Rechtsverständnis des EGMR einen Ori-
entierungsmaßstab für den EuGH. Der EuGH kann von den EU-Organen und EU-
Mitgliedstaaten ohne weiteres, von Einzelpersonen dagegen nur unter bestimmten 
Bedingungen, direkt angerufen werden. Einzelpersonen klagen ihre Unionsgrund-
rechte regelmäßig vor den mitgliedstaatlichen Gerichten ein, die dann eine Vor-
abentscheidung des EuGH zu den Unionsgrundrechten einholen. Auf deren Grund-
lage treffen sie ihre eigene Entscheidung. 

Recht auf Bildung Berufsfreiheit und 
Recht zu arbeiten 

Recht auf Freiheit 
und Sicherheit, Da-
tenschutz 

Meinungs– und Informa-
tionsfreiheit, Gewissens– 
und Religionsfreiheit 
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Die Nationale Ebene - Deutschland 

Das Grundgesetz 

(GG) 

Das Grundgesetz von 1949 stellt ein eindeutiges Gegenmodell zu den Menschen-
rechtsverstößen während der Schreckensherrschaft der Nationalsozialisten dar. 
Die deutsche Staatsgewalt ist in allen ihren Ausprägungen in Bund, Ländern und 
Gemeinden an das Grundgesetz gebunden.  

Ausprägungen der deutschen Staatsgewalt 

Legislative = Gesetzgebung, Exekutive = vollziehende Gewalt, Judikative = Rechtspre-
chung 

Das Grundgesetz (GG) garantiert sogenannte Grundrechte. Die Grundrechte umfas-
sen sowohl Menschenrechte für alle Menschen als auch „Deutschenrechte“. Letzte-
re gelten nur für deutsche Staatsangehörige. Jede:r, unabhängig von seiner:ihrer 
Staatsangehörigkeit, hat die Möglichkeit, in Bezug auf die Menschenrechte Schutz 
vor den deutschen Gerichten zu suchen. Hüter des GG und damit der Menschen-
rechte ist in letzter Instanz das Bundesverfassungsgericht (BVerfG). Die Entschei-
dungen des BVerfG haben verbindliche Rechtskraft und sorgen für einen hohen 
grundrechtlichen Schutzstandard innerhalb Deutschlands. Das BVerfG berücksich-
tigt insbesondere die EMRK und die Rechtsprechung des EGMR, wenn es die 
Grundrechte des GG auslegt.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in Deutschland ein umfassender Menschen-
rechtsschutz besteht, weil Deutschland an zahlreiche globale und europäische Men-
schenrechtsverträge gebunden ist und die Grundrechte des GG als unmittelbar gelten-
des Recht vor Gericht einklagbar sind. 

Abb. 3: Richter:Innen des ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts. © Bundesverfassungsge-
richt I lorenz.fotodesign, Karlsruhe 

Menschenwürde 

Körperliche Unver-
sehrtheit 

Versammlungsfreiheit 

Berufsfreiheit 
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Wie werden die Menschenrechte geschützt und letztendlich durchgesetzt? 

Wir schützen die Menschenrechte in unserem eigenen Interesse. Wenn wir andere 
entmenschlichen, entmenschlichen wir uns selbst. Vor allem aber begründen wir 
die Gefahr, dass wir selbst menschenrechtswidrig und sogar unmenschlich behan-
delt werden.  

Es ist kein Zufall, dass eine Vielzahl von Menschenrechtsabkommen nach dem 
zweiten Weltkrieg und dem Holocaust entstanden sind.  Die Verankerung von Men-
schenrechten ist immer auch der Versuch, eine Antwort auf erfahrenes Unrecht zu 
geben. Sie sollen Mindeststandards etablieren, die es in jeder Situation zu beachten 
gilt, um zu verhindern, dass sich frühere Gräuel wiederholen. Ihr Schutz ist daher 
sehr wichtig.  

Trotz ihrer großen Bedeutung und vielfachen Verankerung in Verträgen und Verfas-
sungen weltweit bleibt die praktische Durchsetzung der Menschenrechte in vielen 
Teilen der Welt ein Problem. Dazu verpflichtet sind in erster Linie die Staaten, ins-
besondere durch ihre Gerichte. Dementsprechend sehen Menschenrechtsverträge 
und Verfassungen regelmäßig einen Anspruch auf effektiven Rechtsschutz vor, 
wenn eine Person sich in ihren Menschenrechten verletzt sieht. Der Menschen-
rechtsschutz ist zwar auch eine Aufgabe der internationalen Gemeinschaft, doch 
begrenzt die staatliche Souveränität deren Möglichkeit, in den Binnenraum der 
Staaten einzuwirken. Einige Verträge haben internationale Gerichte (z.B. EGMR) o-
der gerichtsähnliche Ausschüsse (z.B. Ausschuss für Menschenrechte) eingerich-
tet, die eine Person, die sich in ihren Menschenrechten verletzt fühlt, anrufen kann. 
In aller Regel muss aber zuvor der nationale Rechtsweg zunächst erfolglos ausge-
schöpft werden. Die internationalen Gerichte können für die Vertragsstaaten ver-
bindliche Urteile erlassen, die Ausschüsse nur ihre Auffassung zu einem vermeint-
lichen Menschenrechtsverstoß verlautbaren. Wenn die Staaten die Urteile oder Auf-
fassungen aber nicht befolgen, fehlt eine „Weltpolizei“, die menschenrechtsverlet-
zenden Staaten gegenüber die Durchsetzung der Urteile oder Auffassungen er-
zwingen könnte. Theoretisch wäre dazu der UN-Sicherheitsrat in der Lage, doch ist 
dieser viel zu oft durch ein Veto eines seiner fünf ständigen Mitglieder blockiert.  
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Wirtschaftssanktionen 

z.B.: Embargo für bestimmte Wa-
ren. Diese Waren dürfen dann nicht 
mehr in den Staat geliefert werden. 
Die negativen wirtschaftlichen Fol-
gen setzen den Staat meist unter 
erheblichen Zugzwang. 

Politischer Druck 

Der Staat wird auf dem internatio-
nalen Parkett meist gemieden und 
ist ein unbeliebter Vertragspartner. 
Die Beachtung der Menschrechte 
ist oftmals Bedingung für den Bei-
tritt zu internationalen Organisatio-
nen oder staatliche Projekte inner-
halb der Entwicklungshilfe. 

Da sich Menschenrechte also nicht allein auf rechtlichem Wege um-
setzen lassen, ist es umso wichtiger, dass sie von jeder:jedem Ein-
zelnen verstanden werden, damit wir alle sie einfordern, für sie ein-
stehen und nach ihnen handeln können. 

Darüber hinaus können Verträge vorsehen, dass Staaten in regelmäßigen Abstän-
den über die Menschenrechtsentwicklung in ihrem Land berichten müssen, oder 
dass ein Staat gegen einen anderen wegen Menschenrechtsverletzungen Be-
schwerde einlegen kann. 

Wenn auch die Staatengemeinschaft Menschenrechtsverletzungen nicht direkt ein 
Ende setzen kann, so haben sich zumindest indirekte Wege der Einflussnahme 
entwickelt:  
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Menschenrechte von Flüchtlingen  

Die Menschenrechte von Flüchtlingen werden insbesondere im Abkommen über die 
Rechtsstellung von Flüchtlingen (Genfer Flüchtlingskonvention - GFK) von 1951 mit 
Protokoll von 1967 geregelt.  

Flüchtling ist jede Person, die sich aus der begründeten Furcht vor Verfolgung we-
gen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung außerhalb ihres Landes befindet 
und dessen Schutz nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtun-
gen nicht in Anspruch nehmen will. Der Kern des Flüchtlingsschutzes besteht im 
sogenannten Refoulement-Verbot (Art. 33 GFK). Danach darf keiner der vertrags-
schließenden Staaten „einen Flüchtling auf irgendeine Weise über die Grenzen von 
Gebieten ausweisen oder zurückweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit 
wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht 
sein würde.“ Ein Anspruch auf die Gewährung von Asyl im Sinne eines gesicherten 
Aufenthaltsstatus wie in Art. 16a GG ergibt sich daraus jedoch nicht. Die GFK wird 
durch Menschenrechtsverträge ergänzt, die u.a. Auslieferungen an oder Auswei-
sungen in Staaten verbieten, wo Flüchtlingen, aber auch Personen, die die Kriterien 
der Flüchtlingsdefintion nicht erfüllen, Folter, Todesstrafe oder sonstige un-
menschliche Behandlung droht. Darüber hinaus gibt es detaillierte Regelungen des 
EU-Rechts über das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen, die jedoch nicht 
von allen Mitgliedstaaten eingehalten werden. 

© Bundeszentrale für politische Bildung/bpb 
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Menschenrechte gelten für jeden Menschen gleichermaßen; alle Individuen sollen 
über gleiche Rechte und Chancen verfügen. Werden sie bestimmten Menschen vor-
enthalten, ohne dass dafür ein vernünftiger sachlicher Grund besteht, liegt eine 
Diskriminierung (d.h. eine unberechtigte Ungleichbehandlung) vor.  

Wortbedeutung: Diskriminierung (lat. discriminare = unterscheiden, trennen) 

Es gilt das Gebot, „Gleiches gleich, Ungleiches ungleich“ zu behandeln. Daraus 
folgt, das dass allgemeine Diskriminierungsverbot keineswegs eine absolute 
Gleichbehandlung fordern: Unterschiedliche Sachverhalte dürfen und müssen so-
gar unterschiedlich behandelt werden. Eine Ungleichbehandlung ist immer dann 
unproblematisch und legitim, wenn sie sachlich begründet werden kann, d.h. wenn 
sie nicht willkürlich ist. Es gibt allerdings einige verdächtige Gründe wie Geschlecht 
oder „Rasse“, mit denen Ungleichbehandlungen in aller Regel nicht gerechtfertigt 
werden können. Besondere Diskriminierungsverbote schließen diese Gründe zu-
meist aus.  

Absolute Gleichbehandlung 
führt zu Diskriminierung 

Positive Ungleichbehandlung 
kann in vielen Fällen er-

wünscht sein und führt zu 
Nicht-Diskriminierung 

Ziel ist es, die Ursache der Dis-
kriminierung zu beseitigen und 
damit systematische Diskrimi-
nierungen von vornherein zu 

unterbinden 

https://interactioninstitute.org/illustrating-equality-vs-equity/  
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Mittlerweile sind in nahezu allen Menschenrechtskonventionen auf globaler und re-
gionaler Ebene sowie in staatlichen Verfassungen Diskriminierungsverbote enthal-
ten. Sie unterscheiden sich in Umfang und Form. Neben ein allgemeines Diskrimi-
nierungsverbot (in Deutschland in Art. 3 Abs. 1 GG) treten besondere Diskriminie-
rungsverbote, die die Verwendung bestimmter Unterscheidungsmerkmale aus-
schließen (in Deutschland in Art. 3 Abs. 3 GG). Beispiel für ein allgemeines Diskri-
minierungsverbot ist Art. 20 GRCh:  

„Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.“ 

Die Auflistung von unzulässigen Unterscheidungsmerkmalen in besonderen Diskri-
minierungsverboten dokumentiert den Konsens der Vertragsparteien bzw. Verfas-
sungsgeber darüber, dass solche Unterscheidungen Unrecht sind. Es handelt sich 
dabei um persönliche Merkmale, die entweder unveränderlich sind oder deren Ver-
änderung niemandem zugemutet werden kann, weil sie untrennbar mit der Person 
oder Persönlichkeit eines Menschen verbunden sind. Die umfassendste, aber nicht 
abschließende („insbesondere“) Liste verbotener Unterscheidungsmerkmale findet 
sich in Art. 21 Abs. 1 GRCh der EU. 

Art. 21 Abs. 1 GRCh* 

Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Haut-

farbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der 

Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen 

Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, 

der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind 

verboten.  

Beispiel: In Deutschland gibt es ein Gesetz, nach dem Menschen, die bestimmte 
schwere Verstöße gegen die Verkehrsregeln begangen haben, das Autofahren ver-
boten werden kann. Die Ungleichbehandlung im Vergleich zu Menschen, die keine 
Verkehrsverstöße begangen haben, beruht auf rein sachlichen, angemessenen 
Gründen, nämlich die Sicherheit des Straßenverkehrs im Interesse aller Verkehrs-
teilnehmer zu gewährleisten. Anders wäre es dagegen, wenn es nur Männern er-
laubt wäre, Auto zu fahren. Es ist kein Grund ersichtlich, warum Frauen dies ver-
wehrt bleiben sollte. Ein solches Fahrverbot für Frauen galt in Saudi-Arabien bis 
2018. Das wäre in Deutschland wegen des Gleichbehandlungsgebots aus Art. 26 
UN-Zivilpakt, Art. 14 EMRK und Art. 3 GG nicht denkbar. 

* Hervorgehoben sind die Diskriminierungsgründe, auf die im weiteren Verlauf eingegangen wird. 
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Abb. 5: Aus diesen Gründen werden viele Bürger:Innen, die eine von der Mehrheit bestimmte „Norm“ 

nicht erfüllen, heute noch diskriminiert.  



 

19 

Zu unterscheiden sind…. 

 

Direkte Diskriminierung 

 

Indirekte Diskriminierung 

Eine Diskriminierung ist direkt, 
wenn eine Person aufgrund eines 
der unzulässigen Merkmale eine 
weniger günstige Behandlung als 
eine Vergleichsperson erfährt.  

Beispiel: Ein:e Arbeitgeber:In 
stellt eine Frau für eine Füh-
rungsposition nicht ein, obwohl 
sie die gleichen Qualifikationen 
aufweist wie ein männlicher Mit-
bewerber. 

Eine indirekte Diskriminierung 

ist eine scheinbar neutrale Rege-

lung oder Verhaltensweise, die 

sich zwar auf den ersten Blick an 

alle richtet, aber bestimmte 

Gruppen viel stärker benachtei-

ligt als andere.  

Beispiel: In einem Unternehmen 

werden alle Teilzeitkräfte von 

Führungspositionen ausge-

schlossen. Da in dem Unterneh-

men vor allem Frauen als Teil-

zeitkräfte arbeiten, benachteiligt 

der Ausschluss Frauen gegen-

über den zumeist in Vollzeit ar-

beitenden Männern. 
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Art. 27 UN-Zivilpakt* 

In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten darf Ange-
hörigen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten werden, gemeinsam 
mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben zu pflegen, 
ihre eigene Religion zu bekennen und auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache 
zu bedienen.  

Die Generalversammlung der UN beschloss 1992 die „Deklaration über die Rechte 
von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Min-
derheiten angehören“. Deklarationen der UN-Generalversammlung sind für die 
Staatengemeinschaft nicht rechtsverbindlich, doch kommt ihnen trotzdem ein poli-
tischer und moralischer Wert zu. 

Im Europarat werden Minderheiten durch das Rahmenübereinkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten von 1995 geschützt. Da dieses den Begriff der 
„nationalen Minderheit“ nicht definiert, haben die Staaten bei ihrem Beitritt je ei-
gene Definitionen gegeben. Deutschland hat Folgendes erklärt: „Nationale Min-
derheiten in der Bundesrepublik Deutschland sind die Dänen deutscher Staatsan-
gehörigkeit und die Angehörigen des sorbischen Volkes mit deutscher Staatsange-
hörigkeit. Das Rahmenübereinkommen wird auch auf die Angehörigen der traditio-
nell in Deutschland heimischen Volksgruppen der Friesen deutscher Staatsange-
hörigkeit und der Sinti und Roma deutscher Staatsangehörigkeit angewendet.“ 

Deutschland erkennt also vier Minderheitengruppen an. Diese sind:  

Was ist eine Minderheit?  

„Minderheit“ ist eine der übrigen Bevölkerung eines Staates gegenüber zahlenmäßig 
unterlegene Gruppe, die keine dominante Stellung einnimmt, deren Mitglieder als 
Staatsangehörige des betreffenden Staates ethnische, religiöse oder sprachliche Be-
sonderheiten haben, die sie von der übrigen Bevölkerung unterscheiden (objektives 
Element), und die zumindest implizit ein Solidaritätsgefühl zeigen, das auf die Bewah-
rung ihrer Kultur, Traditionen, Religion oder Sprache gerichtet ist (subjektives Ele-
ment). Ausländer:Innen werden auch dann, wenn sie seit längerem im Inland ansässig 
sind, meistens nicht als „Minderheit“ anerkannt. 

Sorb:Innen Fries:Innen Dän:Innen Sinti:Ze/
Rom:Nja 

* Zusätzlicher Schutz von Minderheitenangehörigen durch: Art. 14 EMRK, Art. 21 GRCh,  Art. 3 Abs. 3 GG 

https://www.zivilpakt.de/stichwort/leben/
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Ein Verbot, Angehörige von Minderheiten zu diskriminieren, ergibt sich aus Art. 3 
Abs. 3 GG. In der Diskriminierung wegen der Zugehörigkeit zu einer Minderheit liegt 
oft zugleich eine Rassendiskriminierung. Dies zeigt der unten besprochene Strom-
zählerfall. 

Die Länder Brandenburg, Sachsen und Schleswig-Holstein haben besondere Min-
derheitenschutzbestimmungen in ihre Verfassungen aufgenommen. Diese gewähr-
leisten den Minderheitsangehörigen das Recht zur Benutzung ihrer eigenen Spra-
che, auf Schulunterricht in der Minderheitensprache, auf politische Mitwirkung und 
kulturelle Eigenständigkeit. 

 

 

Beispiel: Stromzähler auf sechs Metern Höhe 

In einem Viertel einer bulgarischen Stadt, in dem hauptsächlich Sinti:Ze und 
Rom:Nja leben, wurden die Stromzähler für alle Haushalte auf einer Höhe von 
sechs bis sieben Metern angebracht. In den übrigen Stadtteilen hingen sie hingegen 
auf einer Höhe von 1,70m. Der Stromanbieter begründete die besondere Höhe mit 
dem Vorurteil, dass Sinti:Ze und Rom:Nja eine unehrliche Lebensweise führten und 
daher die Gefahr bestehe, dass sie niedrig angebrachte Zähler manipulieren wür-
den. Eine Bewohnerin des Stadtteils, die selbst nicht der Minderheit angehörte, 
fühlte sich durch diese Ungleichbehandlung diskriminiert und klagte dagegen. Der 
EuGH stellte klar, dass die Frau, obwohl sie nicht der Minderheit angehörte, den 
Schutz des Verbots der Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft (= Ras-
sendiskriminierung) genieße, da sie von der Diskriminierung der Minderheit in die-
sem konkreten Fall in gleicher Weise betroffen sei.  
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Art. 3 Abs. 3 S. 1 Grundgesetz* 

Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, sei-
ner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.  

Gibt es Rassen? 

Nein! Zwar unterscheiden sich Menschen aufgrund vererbter körperlicher Merkmale 
wie Hautfarbe oder Gesichtseigenarten (Augen, Nase). Naturwissenschaftlich lassen 
sich in der Genetik des Menschen allerdings keinerlei Unterschiede feststellen. Inner-
halb der Spezies Mensch gibt es also keine Rassen. 

Vielmehr ist „Rasse“ ein soziales Konstrukt, das äußerlich erkennbaren Merkmalen so-
zial erhebliche Bedeutung zumisst. „Rasse“ ist daher Mittel, um eine Gruppe von Men-
schen zu bezeichnen, die aufgrund bestimmter physischer und/oder kultureller Eigen-
heiten von anderen Gruppen als verschieden (und als „minderwertig“) wahrgenommen 
wird. Diese Vorstellung bezeichnet man als „Rassismus“. Auf ihr beruht die Rassendis-
kriminierung, das heißt die Schlechter– oder Besserbehandlung von Menschen allein 
wegen ihrer Äußerlichkeit (Hautfarbe, Abstammung, nationalem Ursprung, Volkstum, 
usw.). Seit einiger Zeit wird diskutiert, ob man den Begriff der „Rasse“ aus Art. 3 Abs. 3 
GG streichen und dort stattdessen die Diskriminierung aus rassistischen Gründen ver-
bieten sollte. 

* Zusätzlicher Schutz: Art. 26 UN-Zivilpakt, Art. 14 EMRK, Art. 21 GRCh, Internationales Übereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau 

 

© rassismusmogined 
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Wie wird Rassendiskriminierung entgegengewirkt? 

Das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskri-
minierung verpflichtet seine Vertragsstaaten, zu denen auch Deutschland gehört, 
aktiv für die Beseitigung der Rassendiskriminierung zu sorgen und das Miteinan-
der zwischen verschiedenen Gruppen zu fördern. Die Verpflichtungen der Vertrags-
staaten zielen auf den Beginn einer Gesellschaftsordnung ab, in der keine Rassen-
diskriminierung herrscht. Um dies zu erreichen, muss ein Staat unter anderem die 
Verbreitung rassistischer Ideologien unter Strafe stellen und rassistische Organi-
sationen verbieten. Selbstverständlich muss er auch dafür sorgen, dass seine Or-
gane keine Rassendiskriminierung begehen. 

Beispiel: Racial Profiling der Polizei in Deutschland 

Von Racial Profiling spricht man, wenn die Polizei Personen aufgrund ihres physi-
schen Erscheinungsbildes oder ethnischer Merkmale kontrolliert, ohne dass es ei-
nen konkreten Anlass (z.B. einen spezifischen Verdacht oder eine konkrete Gefahr, 
die von diesen Personen ausgeht) gibt. Diese Art von Rassismus kommt etwa bei 
PKW-Kontrollen und bei Personenkontrollen an Bahnhöfen und Flughäfen immer 
wieder einmal vor. Eine solche Vorgehensweise verstößt gegen Art. 3 Abs. 3 GG. 
Aktuell ist politisch umstritten, ob eine wissenschaftliche Studie zu rassistischen 
Tendenzen in der Polizei durchgeführt werden soll. 

Völkermord (Genozid) 

Die extremste Form des Rassismus ist der Völkermord, d.h. eine der folgenden Hand-
lungen, die in der Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, „rassische“ oder 
religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören: (a) Tötung von Mitgliedern 
der Gruppe; (b) Verursachung von schwerem körperlichem  oder seelischem Schaden 
an Mitgliedern der Gruppe; (c) Vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für 
die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbei-
zuführen… [(d) - (e) weggelassen]. Die Konvention über die Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes von 1948, mit der die internationale Gemeinschaft auf den Holocaust 
reagiert hat, stellt klar, dass Völkermord ein Verbrechen ist, dessen Strafbarkeit unmit-
telbar aus dem Völkerrecht folgt. Deutschland bedroht das Verbrechen des Völkermor-
des in § 6 des Völkerstrafgesetzbuches mit lebenslanger Freiheitsstrafe.  
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Was ist Religionsfreiheit überhaupt?  

Jeder Mensch hat das Recht, seine Religion selbst zu wählen (positive Religionsfrei-
heit) oder auch an gar keinen Gott zu glauben (negative Religionsfreiheit). Die Frei-
heit der Gedanken, des Gewissens und der Religion schließt die Freiheit der Men-
schen ein, ihre Religion oder Überzeugung zu wechseln sowie diese durch Lehre, 
Ausübung, Gottesdienst und Beachtung der Gebote zu bekennen, und zwar allein 
ebenso wie gemeinsam mit anderen und öffentlich ebenso wie privat (Art. 18        
AEMR). Dafür darf niemand verfolgt oder benachteiligt werden. Diskriminierungen 
aufgrund von Religionsangehörigkeit sind verboten. 
 

Art. 4 Abs. 1 Grundgesetz* 

Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und welt-
anschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 

Demnach ist die Verletzung dieses Menschenrechts und die damit einhergehende 
Diskriminierung ein alltägliches Problem. Verschiedene Religionen machen unter-
schiedlich weitgehende Vorgaben für das Verhalten ihre Anhänger:Innen im Alltag 
(z.B. Bekleidungsvorschriften).  

Der Staat muss die Voraussetzungen 
dafür schaffen, dass jede Person sei-
ne:ihre  Religion ausüben kann. 

Staat und Religion dürfen nicht mitei-
nander verbunden sein. Den Staat 
trifft eine Neutralitätspflicht. 

Der Staat muss verhindern, dass sei-
ne Bürger:Innen aufgrund ihrer Reli-
gionsangehörigkeit Nachteile haben. 

Eltern dürfen entscheiden, ob und 
welchen Religionsunterricht ihre 
Kinder unter 14 in der Schule besu-
chen. Ältere Kinder entscheiden dar-
über selbst. 

Grundsätzlich ist die Religionsfreiheit auf den verschiedenen Ebenen der Welt ver-
bürgt (Art. 18 UN-Zivilpakt, Art. 9 EMRK, Art. 4 GG), und die Diskriminierung aus re-
ligiösen Gründen ist verboten (Art. 26 UN-Zivilpakt, Art. 14 EMRK, Art. 3 Abs. 3  GG). 
Doch wie sieht das in der Realität aus? Hier sind große Missstände zu verzeichnen! 

 61 Prozent der Weltbevölkerung leben in Ländern, in denen das Recht auf 
Religionsfreiheit nicht respektiert wird. 

* Zusätzlicher Schutz: Art. 18 UN-Zivilpakt, Art. 9 EMRK , Art. 10 GRCh  
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Beispiel 1: Das Kreuz im Klassenzimmer  

An staatlichen Schulen greift hier die Neutrali-
tätspflicht des Staates. Dementsprechend ent-
schied das BVerfG, dass das Kreuz im Klassen-
zimmer gegen die negative Religionsfreiheit ver-
stoße. Schüler:Innen seien während des Unter-
richts ohne Ausweichmöglichkeit mit dem Symbol 
konfrontiert. Der EGMR hingegen entschied sich 
aufgrund unterschiedlicher Traditionen in Kon-
ventionsstaaten gegen ein generelles Verbot und 
sprach den Staaten einen großen Entscheidungs-
spielraum zu. Die negative Religionsfreiheit ist so-
mit in Deutschland stärker geschützt als auf euro-
päischer Ebene.  

Beispiel 2: Das Kopftuch im Klassenzimmer 

Hier ist zwischen Schülerinnen und Lehrerinnen zu unterscheiden. Während Schüle-
rinnen Privatpersonen sind, stellen Lehrerinnen an öffentlichen Schulen Vertreterin-
nen des Staates mit Vorbildfunktion dar und können von diesem daher stärker in die 
Pflicht genommen werden. Dennoch ist auch ihre Religionsfreiheit zu achten. Des-
halb hat das BVerfG ein pauschales Kopftuchverbot für Lehrerinnen als verfas-
sungswidrig betrachtet. Es hat überdies Folgendes klargestellt: Werden religiöse 
Bekundungen durch Lehrpersonen in der staatlichen Schule zur Wahrung des 
Schulfriedens und der staatlichen Neutralität untersagt, so muss dies für alle Glau-
bens- und Weltanschauungsrichtungen grundsätzlich unterschiedslos geschehen. 
Kein Kopftuch heißt daher auch keine jüdische Kippa und kein Kreuz-Anhänger für 
das Lehrpersonal. Auch in Bezug auf Kopftuchverbote für Lehrerinnen lässt der 
EGMR den Konventionsstaaten einen Entscheidungsspielraum, weil es dazu keinen 
europaweiten Konsens gibt. Insoweit reicht auch der Schutz der positiven Religions-
freiheit in Deutschland weiter als auch europäischer Ebene.  

Gleiches gilt in Bezug auf Schülerinnen: Ein Kopftuchverbot für Schülerinnen an 
staatlichen Schulen wäre in aller Regel mit dem GG unvereinbar. Demgegenüber 
lässt der EGMR den Konventionsstaaten auch insoweit einen Entscheidungsspiel-
raum.  

Deshalb trifft z.B. ein staatliches Verbot, religiöse Kopfbedeckungen zu tragen, 
muslimische Frauen (Kopftuch) und jüdische Männer (Kippa)  sowie Sikh-Männer 
(Turban) stärker als Christ:Innen. Das Verbot greift damit nicht nur in die positive 
Religionsfreiheit der Betroffenen ein, sondern diskriminiert sie zugleich aufgrund 
ihrer Religion.  

Gerade im Bereich der Schule ergeben sich in Bezug auf die Religionsfreiheit vie-
lerlei Spannungsfelder.  
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Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz* 

 Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 

Beseitigung bestehender Nachteile hin. 

Hat in vielen Vertragsstaaten zu Gesetzesänderungen geführt und deut-
lich gemacht, dass vielerorts eine Gleichstellung noch nicht erreicht ist. 

Nach einer Schätzung des Weltwirtschaftsforums wären bei gleichbleibendem Re-
formtempo zur Erreichung des Gleichberechtigungsziels noch 108 Jahre nötig. 

* Zusätzlicher Schutz: Art. 3, 26 UN-Zivilpakt, Art. 14 EMRK, Art. 21 GRCh, Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

1789 - Déclaration des droits de l’Homme et du Citoyen  

→ Diese Erklärung adressierte nur Männer und gestand Frauen die dort ge-
währten Menschenrechte nicht zu. 

1791 - O. de Gouges verfasst die Déclaration des droits de la femme et de la Cito-
yenne  

→ Solcherlei Forderungen trafen allerdings in den damaligen patriarchalen 
Gesellschaften auf taube Ohren. 

20. Jhd.  

→ Frauen wurden in den Schutzbereich der Menschenrechte miteinbezogen. 
Die UN-Charta und menschenrechtliche Verträge nehmen durchweg auch ein 
Verbot der Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts auf. 

1979 - Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

→ Schaffung eines offiziellen Menschenrechtsdokuments speziell für Frauen  

2011 - Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul Konvention) 
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Beispiel: Die Fischerkönigin 

Zentrales Kulturereignis in der Stadt Memmingen 
ist das Ausfischen des Stadtbachs, veranstaltet 
durch den örtlichen Fischertagsverein. Dabei wird 
die Person, die die schwerste Forelle fängt, zum 
Fischerkönig gekürt. Allerdings durften nur Män-
ner an diesem Wettbewerb teilnehmen. Das Mem-
minger Amtsgericht sah darin eine unzulässige 
Diskriminierung. Nur weil es Tradition ist, dass 
ausschließlich Männer dort fischen dürfen, heißt 
dies nicht, dass diese Ungleichbehandlung ge-
rechtfertigt ist. Der Staat ist verpflichtet sicherzu-
stellen, dass auch private Vereine Frauen nicht 
diskriminieren. 

Die Staaten, die das Übereinkommen von 1979 ratifiziert haben, sind verpflichtet, 
es umzusetzen. Problematisch ist, dass manche Staaten dem Übereinkommen nur 
mit teils weitreichenden Vorbehalten beigetreten sind. D.h., dass sie u.U. zahlreiche 
Artikel des Abkommens als für sich nicht verbindlich ansehen. Dies kommt daher, 
dass Frauenrechte zwangsläufig in Konflikt mit patriarchalen kulturellen Werten 
geraten, die in vielen Teilen der Welt noch vorherrschen, und daher keine Bereit-
schaft zur uneingeschränkten Anerkennung von Frauenrechten bestehen. So hat 
etwa Saudi-Arabien das Übereinkommen nur insoweit angenommen, als es nicht 
den Gesetzen der Scharia widerspricht, die Frauen in vielerlei Hinsicht benachteili-
gen. Zwar relativiert dies den Fortschritt in Sachen Frauenrechte durch das Über-
einkommen, doch hat sich ein Staat, der dem Übereinkommen beigetreten ist, prin-
zipiell der Idee der Gleichberechtigung der Frau verschrieben und sieht sich daher 
dem Vorwurf der Widersprüchlichkeit ausgesetzt, wenn er komplett entgegenge-
setzte Ziele verfolgen will. Insofern hat das Übereinkommen eine hohe politische 
und symbolische Kraft.   

Abb. 6: Klägerin Christiane Renz 
sowie Rechtsanwältin Dr. Susann 
Bräcklein. © BR/Regensburger 



 

28 

Art. 3 Abs. 3 S. 2 Grundgesetz* 

Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Menschen mit Behinderungen sind täglich mit den unterschiedlichsten Problemen 
konfrontiert, und alltägliche Situationen können sie vor große Herausforderungen 
stellen. Es geht häufig darum, den Zugang zu Bereichen praktisch zu ermöglichen, 
die der Öffentlichkeit offenstehen. Menschen mit Behinderungen sprechen oft da-
von, dass sie nicht behindert seien, sondern von der Gesellschaft behindert 
„würden“. 

Was ist eine Behinderung? 

Die Definition von Behinderung ist nicht einheitlich.  

Das „Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ der UNO von 
2006 (UN-BRÜ) spricht von Menschen, die „langfristige körperliche, seelische, geistige 
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiede-
nen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft hindern können.“ 

Das bedeutet: Behinderung ist kein individuelles Problem oder Defizit, sondern ergibt 
sich aus dem Zusammenspiel von Umwelt und Mensch. 

Das UN-BRÜ hat erstmalig die universellen Menschenrechte für Menschen mit Be-
hinderungen konkretisiert und stellt klar, dass diese ein uneingeschränktes und 
natürliches Recht auf Teilhabe besitzen. Zweck des UN-BRÜ ist es nach seinem 
Art. 1, „den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen 
und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu för-
dern.“ Dies stellt eine Abkehr von der früheren Rolle von Menschen mit Behinde-
rungen als Objekte der Fürsorge und Wohlfahrt dar.  

* Zusätzlicher Schutz: UN-BRÜ, Art. 14 EMRK, Art. 21 GRCh 
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Beispiel: Wahlrecht für Menschen mit geistiger Behinderung 
Ein aktuelles Beispiel ist das Wahlrecht, das zu den grundlegenden politischen 
Rechten zählt. In einem Beschluss von 2019 hat das BVerfG den Wahlrechtsaus-
schluss im konkreten Fall zwar für verfassungswidrig erklärt, Ausschlüsse von 
Menschen mit geistiger Behinderung vom Wahlrecht aber grundsätzlich akzeptiert. 
Dabei ist es von entsprechenden Entscheidungen des Ausschusses für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen auf UN-Ebene abgewichen, der einen Aus-
schluss vom Wahlrecht aufgrund einer psychosozialen oder geistigen Behinderung 
als eine von Art. 29 UN-BRÜ verbotene Diskriminierung versteht. Weitere Entschei-
dungen deutscher Gerichte sind abzuwarten, denn das BVerfG hat nur entschieden, 
dass das GG selbst den Ausschluss von Menschen mit geistiger Behinderung vom 
Wahlrecht nicht völlig verbietet. Anderen Gerichten steht es frei, ein solches Verbot 
aus dem UN-BRÜ herzuleiten, das in Deutschland als Bundesgesetz gilt. 

Was ist das UN-BRÜ? 
Das Übereinkommen ist der wichtigste internationale 
Vertrag für die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen mit aktuell 163 Vertragsstaaten, zu denen auch 
Deutschland zählt. Die Einhaltung der Vertragspflich-
ten wird durch den Ausschuss für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen überwacht.  
Thematisch geht es v.a. um die Würde und Selbstbe-
stimmung der Betroffenen. Der neue Ansatz der Kon-
vention ist vom Gedanken der Inklusion geleitet. In ei-
ner inklusiven Gesellschaft gibt es keine definierte 
Normalität, die jedes Mitglied dieser Gesellschaft an-
zustreben oder zu erfüllen hätte. Normal ist allein die 
Tatsache, dass Unterschiede vorhanden sind. Diese 
Diversität wird als Bereicherung aufgefasst und hat 
keine Auswirkungen auf das selbstverständliche Recht 
auf Teilhabe. Die Inklusion geht über die Integration 
einer „ungewöhnlichen Minderheit“ in die „normale 
Mehrheit“ hinaus.  

© Aktion Mensch 
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§ 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen […] der sexuellen Identität 
zu verhindern oder zu beseitigen.  

Gleichzeitig sind allerdings auch im internationalen Bereich Fortschritte zu ver-
zeichnen. In den letzten Jahren wurde Homosexualität in einigen Staaten Latein-
amerikas, einigen afrikanischen Staaten und auch in Indien entkriminali-
siert. Trotzdem fehlt es nach wie vor in weiten Teilen der Welt an gesellschaftlicher 
Akzeptanz. 
Die Weltgesundheitsorganisation hat im Jahr 1990 Homosexualität und im Jahr 
2019 auch Transsexualität von der Liste der psychischen Krankheiten gestrichen. 
2007 erarbeiteten Expert:Innen einen Katalog von 29 Prinzipien zum Schutz der 
Menschenrechte von LGBTQI+-Personen, der als Hauptreferenzpunkt und Prüfstein 
gilt. Sie wurden 2017 um zehn weitere Prinzipien ergänzt. 
Diese sogenannten „Yogyakarta-Prinzipien plus 10“ (in englischer Fassung abruf-
bar unter http://yogyakartaprinciples.org/principles-en/yp10/) sind allerdings nicht 
verbindlich. 
 

Was bedeutet 
LGBTQI+? 

Sexuelle Orientierung beschreibt die persönliche Vorliebe bei der sexuellen Part-
ner:Innenwahl. Beispiele sind: Homo-, Hetero-, Bi- oder Asexualität. Die sexuelle 
Identität beschreibt die Zugehörigkeit zu einem Geschlecht aus eigener Sicht. Bei 
Transsexuellen stimmen die objektiven Geschlechtsmerkmalen nicht mit ihrer sub-
jektiven Identifikation überein. Bei Intersexuellen sind die Geschlechtsmerkmale 
nicht eindeutig dem männlichen oder weiblichen Geschlecht zuzuordnen. Für die-
ses dritte Geschlecht beginnt sich die Bezeichnung „divers“ einzubürgern. Betroffe-
ne Personen genießen den gleichen Schutz vor Diskriminierungen wegen ihres Ge-
schlechts wie Männer und Frauen.  

Aktuell ist Homosexualität in rund 80 Ländern strafbar, in mindestens 7 Ländern 
stehen gleichgeschlechtliche Handlungen unter Todesstrafe. Es sind aber nur 
gleichgeschlechtliche Handlungen unter Männern unter Strafe gestellt.  

* Zusätzliche Diskriminierungsverbote: Art. 14 EMRK i.V.m. Art. 8 EMRK, Art. 21 GRCh 
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Deutschland setzt sich offen für die Realisierung von Rechten für alle Menschen 
unabhängig von ihrer sexuellen Identität oder Orientierung ein und ist Vorbild im 
internationalen Bereich. Zwar sind LGBTQI+-Personen in Deutschland inzwischen 
rechtlich gleichgestellt, zuletzt mit der Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe 
2017. Trotzdem ist die fehlende gesellschaftliche Akzeptanz deutlich spürbar. Viele 
LGBTQI+-Personen verstecken daher ihre sexuelle Orientierung am Arbeitsplatz 
oder in der Schule. 
 

Beispiel: Alltägliche Probleme „Ich“ zu sein 

Die Benutzung der selbstgewählten Umkleide oder Toilette ist z.B. transsexuellen 
oder intersexuellen Personen nicht problemlos möglich. Schulen sind teilweise 
nicht bereit, Zeugnisunterlagen auf den selbstgewählten Namen auszustellen oder 
diesen als neuen Rufnamen in der Klasse zu akzeptieren. Homosexuelle Männer 
werden auch bei gleichbleibendem Sexualpartner von vornherein von der Blutspen-
de ausgeschlossen, weil man bei ihnen ein höheres Risiko annimmt, HIV-positiv zu 
sein.  
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Die vorstehende Einführung „Menschenrechte und Antidiskriminierung“ behandelt 
nur einige wichtige Aspekte des Themas, das noch viele weitere Aspekte hat. So 
sind z.B. die Rechte von Kindern in einem eigenen UN-Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes von 1989 verankert. Das „humanitäre Völkerrecht“ ist ein 
Rechtsgebiet speziell zum Schutz der Menschenrechte in bewaffneten Konflikten. 
Das humanitäre Völkerrecht ist vor allem in den vier Genfer Konventionen von 1949 
festgelegt, die durch spätere Protokolle ergänzt werden. Ein regionales Menschen-
rechtsschutzsystem existiert nicht nur in Europa (Europarat und EU), sondern auch 
in Afrika, auf dem amerikanischen Doppelkontinent, in der arabischen Welt und in 
Ostasien (ASEAN). Besonders schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen brin-
gen das Völkerstrafrecht ins Spiel, das sich gegen Makroverbrechen wie Völker-
mord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Aggressionsverbrechen und Kriegs-
verbrechen richtet und im Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
von 1998 kodifiziert ist.  

 

Weiterführende Literatur: 

Die wichtigsten internationalen Verträge und sonstige Texte zu 
„Menschenrechtsschutz und Antidiskriminierung“ sind in folgenden Sammlungen 
abgedruckt:  

• Michael Lysander Fremuth, Menschenrechte: Grundlagen und Dokumente, 
Bundeszentrale für Politische Bildung, 2019 

• Bruno Simma/Ulrich Fastenrath (Hrsg.), Menschenrechte: Ihr internationaler 
Schutz, Beck-Texte im dtv, 7. Aufl. 2018 

 

Wer es ganz genau wissen will, findet umfassende Informationen in Walter Kälin/
Jörg Künzli, Universeller Menschenrechtsschutz, Helbing Lichtenhahn Verlag/
Nomos Verlag, 4. Aufl. 2019.  

Weitere Informationen finden sich auf der Webseite des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte (https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/). 


